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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Einzelfragen zur Strafbarkeit des Unerlaubten Entfernens vom 
Unfallort 

 

Das unerlaubte Entfernen vom Unfallort ist in Deutschland in § 142 des Strafgesetzbuchs (StGB) 
unter Strafe gestellt. Seinem Schutzzweck nach soll der Straftatbestand die Durchführung derje-
nigen Feststellungen sichern, die für die Klärung der durch den Unfall entstandenen zivilrechtli-
chen Ansprüche erforderlich sind (Bundestag-Drucksache 7/2434, Seite 5). 

Der Tatbestand setzt zunächst einen Unfall im Straßenverkehr voraus. Als Unfall wird ein plötz-
liches und für zumindest einen Betroffenen ungewolltes Ereignis im öffentlichen Straßenverkehr 
bezeichnet, das mit den Gefahren des Straßenverkehrs in einem ursächlichen Zusammenhang 
steht und einen nicht ganz unerheblichen Personen- oder Sachschaden verursacht hat (Herb, 
Rn. 12). Dies erfordert zunächst, dass sich in dem Unfallereignis ein besonderes Risiko des flie-
ßenden oder ruhenden Straßenverkehrs realisiert hat (Herb, Rn. 15). Ferner darf der verursachte 
Unfallschaden nicht belanglos sein. Ausgehend von dem Schutzzweck des Straftatbestands ist 
ein Schaden nicht belanglos, wenn ein Ersatz desselben üblicherweise und vernünftigerweise 
geltend gemacht wird (Zopfs, Rn. 26). Ein Personenschaden ist jedenfalls nicht belanglos, wenn 
eine Köperverletzung vorliegt, während ein Sachschaden wohl eine Schadenshöhe von mindes-
tens 50 Euro erreichen muss (Zopfs, Rn. 26). 

Täter des § 142 StGB kann nur ein Unfallbeteiligter sein. Unfallbeteiligter ist gemäß § 142 Abs. 5 
StGB jede Person, deren Verhalten nach den Umständen des Einzelfalls zur Verursachung des 
Unfalls beigetragen haben kann. Erforderlich ist demnach nicht, dass der Täter den Unfall verur-
sacht hat; ausreichend ist vielmehr, wenn die Person den Unfall dem äußeren Anschein nach 
(mit-)verursacht haben könnte (Herb, Rn. 29). 

Die Tatbestandsalternativen des § 142 Abs. 1 StGB setzen als Tathandlung ein Entfernen vom 
Unfallort voraus. Als Unfallort ist der räumliche Bereich anzusehen, in dem der Täter einer be-
troffenen Person seine Unfallbeteiligung offenbaren könnte (Herb, Rn. 47). Ein Entfernen vom 
Unfallort liegt folglich vor, wenn der Täter diesen räumlichen Bereich so weit verlässt, dass er 
seiner Offenbarungspflicht nicht mehr nachkommen kann (Herb, Rn. 114). 

Das Entfernen vom Unfallort erfüllt zunächst den Tatbestand des § 142 Abs. 1 Nr. 1 StGB, wenn 
der Unfallbeteiligte nicht zuvor die Feststellung seiner Person, seines Fahrzeugs und seiner Art 
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der Beteiligung ermöglicht. Dies setzt indes voraus, dass feststellungsbereite Personen am Unfall-
ort anwesend sind (Herb, Rn. 90). 

Sind keine feststellungsbereiten Personen am Unfallort anwesend, macht sich ein Unfallbeteilig-
ter durch das Entfernen vom Unfallort gemäß § 142 Abs. 1 Nr. 2 StGB strafbar, wenn er nicht eine 
den Umständen nach angemessene Zeit wartet, um ein potentielles Eintreffen feststellungsberei-
ter Personen zu ermöglichen. Dies gilt einerseits, wenn keine weiteren Personen am Unfallort an-
wesend sind, andererseits jedoch auch dann, wenn andere Unfallbetroffene etwa infolge ihrer 
Verletzungen nicht zur Durchführung der Feststellungen bereit sind (Herb, Rn. 106). Die Dauer 
der Wartezeit ist im Einzelfall anhand des konkreten Feststellungsbedürfnisses zu bestimmen; 
dabei sind insbesondere die Schwere des Unfalls und des Unfallschadens, die Eindeutigkeit der 
Haftungsfrage und die Wahrscheinlichkeit des Eintreffens feststellungsbereiter Personen einzube-
ziehen (Herb, Rn. 108). 

Hat sich der Täter nach dem Ablauf der Wartefrist oder berechtigt oder entschuldigt vom Unfall-
ort entfernt, so wird er nach § 142 Abs. 2 StGB schließlich bestraft, wenn er die Feststellungen 
nicht unverzüglich nachträglich ermöglicht. Hierfür ist erforderlich, dass er seine Unfallbeteili-
gung dem Betroffenen oder einer nahe gelegenen Polizeistation mitteilt (§ 142 Abs. 3 StGB). 

Der subjektive Tatbestand des § 142 StGB erfordert ein vorsätzliches Handeln des Täters (§ 15 
StGB). Der Vorsatz muss sämtliche (objektive) Tatumstände umfassen. Mithin muss der Täter 
wissen oder für möglich halten, dass sich ein Unfall im öffentlichen Straßenverkehr ereignet hat, 
er selbst Unfallbeteiligter ist und im Interesse anderer Unfallbeteiligter Feststellungen erforder-
lich sind (Herb, Rn. 167). 

Auf Rechtsfolgenseite ist das unerlaubte Entfernen vom Unfallort mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe strafbewehrt. Die konkrete Strafzumessung (§§ 46 ff. StGB) bestimmt 
sich im Hinblick auf den Schutzzweck des § 142 StGB nicht nach der Schwere des eingetretenen 
Personen- oder Sachschadens, sondern nach dem Ausmaß der beeinträchtigten Feststellungsinte-
ressen (Herb, Rn. 232). Der Vorwurf des Zurücklassens hilfloser Personen im Falle eines Perso-
nenschadens wird von anderen Straftatbeständen wie der unterlassenen Hilfeleistung (§ 323c 
StGB), der Aussetzung (§ 221 StGB) oder der Körperverletzung durch Unterlassen (§§ 223, 13 
StGB) erfasst und kann daher im Rahmen der Strafzumessung des § 142 StGB keine strafschär-
fende Berücksichtigung finden (Zopfs, Rn. 134). Ungeachtet dessen dürfte jedoch in solchen Fäl-
len regelmäßig ein gewichtiges sofortiges Feststellungbedürfnis bestehen (Herb, 232). Bei einem 
Unfall außerhalb des fließenden Verkehrs, der lediglich einen Sachschaden verursacht hat, mil-
dert das Gericht die Strafe oder kann von einer Strafe absehen, wenn der Beteiligte die Feststel-
lungen freiwillig binnen 24 Stunden nachträglich ermöglicht (§ 142 Abs. 4 StGB). 

Neben einer Strafe kann das Gericht die Entziehung der Fahrerlaubnis anordnen, wenn sich aus 
der Tat ergibt, dass der Täter zum Führen von Kraftfahrzeugen ungeeignet ist (§ 69 Abs. 1 StGB). 
Als Maßregel der Besserung und Sicherung (§ 61 Nr. 5 StGB) fehlt der Entziehung rechtlich der 
Strafcharakter, denn sie knüpft nicht an die Schuld des Täters an (v. Heintschel-Heinegg/Huber, 
Rn. 1). Vielmehr soll die Allgemeinheit vor Personen geschützt werden, die sich als ungeeignet 
zu Fahren von Kraftfahrzeugen erwiesen haben (van Gemmeren, Rn. 1). Dabei ist ein Täter in der 
Regel als ungeeignet zum Führen von Kraftfahrzeugen anzusehen, wenn er sich unerlaubt von 
einem Unfallort entfernt, obwohl er weiß oder wissen kann, dass ein Mensch getötet oder nicht 
unerheblich verletzt wurde oder an einer fremden Sache ein bedeutender Schaden entstanden ist 
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(§ 69 Abs. 2 Nr. 3 StGB). Liegen die Voraussetzungen für eine Entziehung der Fahrerlaubnis nicht 
vor, kann das Gericht gemäß § 44 StGB als Nebenstrafe ein Fahrverbot für eine Dauer von einem 
bis sechs Monaten anordnen, wenn dies dem Verschulden des Täters und dem Maß der Pflicht-
widrigkeit angemessen ist (Herb, Rn. 240). 

Für das Bundesgebiet ist von hohen Fallzahlen auszugehen. Die Bestimmung genauer Fallzahlen 
ist indes dadurch erschwert, dass die Taten nicht in der polizeilichen Kriminalstatistik aufge-
führt sind; die Literatur geht von jährlich etwa 400.000 Taten aus, die überwiegend bei geringen 
Sachschäden begangen werden (Zopfs, Rn. 15). 

Zuletzt wurde vermehrt über Reformbemühungen des § 142 StGB berichtet. Demnach soll es po-
litische Bestrebungen geben, Unfallfluchten, bei denen lediglich ein Sachschaden verursacht 
wurde, zu entkriminalisieren und künftig als Ordnungswidrigkeit zu ahnden (Kruse, S. 1786). 
Konkrete Eckpunkte oder Gesetzentwürfe wurden jedoch bislang nicht vorgelegt. 
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